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1. Kapitel

Einleitung

A. Problemstellung

Am 18. Oktober 2010 hatte das Amtsgericht Frankfurt am Main über folgen-
den Fall zu entscheiden:1 Ein Autofahrer wurde einer verdachtsunabhängigen
Verkehrskontrolle unterzogen, in deren Verlauf er einräumte Alkohol konsumiert
zu haben. Deshalb wurde eine Atemalkoholmessung vorgenommen, die einen
Durchschnittsatemalkoholwert von 0,25 mg/l ergab. Die Tatbestandsvorausset-
zungen einer Ordnungswidrigkeit nach § 24a Abs. 1, 3 StVG waren somit gege-
ben. Allerdings widersprach der Angeklagte der Verwertung des Messergebnisses
mit der Begründung, dass er nicht über die Freiwilligkeit der Messung belehrt
worden war. Das Amtsgericht Frankfurt am Main stimmte dem zu und kam zu
dem Ergebnis, dass der Betroffene vor der Testung über die Freiwilligkeit und
Nichterzwingbarkeit belehrt hätte werden müssen und hielt das Messergebnis we-
gen der fehlenden Belehrung für unverwertbar. Der Angeklagte wurde deshalb
freigesprochen.

Etwa ein Jahr später urteilte das nur circa 70 km entfernte und ebenfalls in
Hessen liegende Amtsgericht Michelstadt über einen sehr ähnlichen Fall.2 Ange-
klagt war eine Person, bei der mittels Atemalkoholmessung eine Atemalkohol-
konzentration von 0,47 mg/l festgestellt wurde. Der Angeklagte widersprach der
Verwertung unter Verweis auf die unterbliebene Belehrung und das Urteil des
Amtsgerichts Frankfurt am Main. Das Amtsgericht Michelstadt vertrat allerdings
die gegenteilige Auffassung und nahm an, dass der Verstoß gegen eine solche
Belehrungspflicht kein Verwertungsverbot hinsichtlich des Messergebnisses zur
Folge hätte. Der ermittelte Atemalkoholwert konnte somit gegen den Angeklag-
ten verwertet werden. Auf dieser Grundlage erfolgte eine Verurteilung des Ange-
klagten wegen einer Ordnungswidrigkeit gemäß § 24a Abs. 1, 3 StVG und es
wurde eine Geldbuße sowie ein Fahrverbot verhängt.

Obwohl beiden Fällen ein nahezu identischer Sachverhalt zugrunde lag, wurde
der eine Angeklagte freigesprochen und der andere verurteilt. Diese Abweichung
lässt sich nicht damit erklären, dass es sich bei Urteilen um Einzelfallentschei-
dungen handelt und ein spezifischer Umstand anders zu gewichten war, sondern

1 AG Frankfurt a. M., BA 2010, 405.
2 AG Michelstadt, NZV 2012, 97 ff.



aus der unterschiedlichen Beurteilung einer grundsätzlichen Rechtsfrage durch
die Gerichte. Eine solche Praxis stört das allgemeine Rechtsempfinden. Insbe-
sondere im Bereich von Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren, die in der
Regel große Auswirkungen auf das Leben und die gesellschaftliche Stellung des
Angeklagten haben, wäre zu erwarten, dass Einigkeit über grundlegende Rechts-
fragen herrscht und diesbezüglich homogene Urteile ergehen. Die Gegenüberstel-
lung der beiden Entscheidungen zeigt jedoch deutlich, dass hinsichtlich der
Frage, ob der Betroffene vor Durchführung der Atemalkoholmessung zu belehren
ist und welche Folgen das pflichtwidrige Unterlassen der Belehrung hätte, ein
Dissens besteht.

Dies kann jedenfalls im Bereich des Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfah-
rens nicht hingenommen werden. Ob eine Verurteilung oder ein Freispruch er-
folgt, darf nicht davon abhängen, in welchem Gerichtsbezirk die Belehrung über
die Freiwilligkeit unterlassen wurde. Die Problematik bedarf grundlegender Klä-
rung. Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist deshalb die Frage, ob der
Betroffene vor Durchführung einer Atemalkoholmessung zu belehren ist und die
Anschlussfrage, welche Auswirkungen der Verstoß gegen eine etwaige Beleh-
rungspflicht hätte.

B. Gang der Darstellung

Zur Beurteilung des Ausmaßes der Problematik wird zunächst der Status quo
in der Rechtsprechung, in Form der bisher zu einer Belehrungspflicht über die
Freiwilligkeit der Atemalkoholmessung ergangenen Entscheidungen, betrachtet
(2. Kapitel). Es folgt die grundsätzliche Aufschlüsslung der Thematik mit
der Darstellung der Grundlagen für die Freiwilligkeit der Atemalkoholmessung
(3. Kapitel). Eine Antwort auf die erste zentrale Frage nach dem Bestehen einer
Pflicht zur Belehrung über die Freiwilligkeit der Mitwirkung wird daraufhin im
4. Kapitel unter Berücksichtigung der in der Literatur vertretenen Auffassungen
gegeben. Im Anschluss daran wird geklärt, ob aus dem Fehlen einer Belehrung
ein Beweisverwertungsverbot bezüglich des ermittelten Atemalkoholwerts folgt
und damit ein Teil der Frage nach den Auswirkungen des Verstoßes gegen eine
etwaige Belehrungspflicht beantwortet (5. Kapitel). Weitere mögliche Auswir-
kungen werden im 6. Kapitel betrachtet, das sich mit der Fort- und Fernwirkung
eines möglichen Beweisverwertungsverbotes beschäftigt. Abschließend werden
die Untersuchungsergebnisse zusammengefasst (7. Kapitel).
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2. Kapitel

Rechtsprechung zur Belehrungspflicht
bei der Atemalkoholmessung

Zunächst ist die Rechtsprechung zu den Fragen, ob eine Pflicht zur Teilnahme
an der Atemalkoholmessung besteht, ob der Betroffene über die Freiwilligkeit
der Mitwirkung zu belehren ist und wie sich ein Verstoß gegen eine etwaige Be-
lehrungspflicht auswirken würde, zu betrachten.

Die bisher ergangenen Entscheidungen können dabei in vier Gruppen einge-
ordnet werden: Zur ersten Gruppe sind die Entscheidungen zu zählen, die an-
nehmen, dass der Amtswalter nicht zur Belehrung über die Freiwilligkeit der
Mitwirkung an der Atemalkoholmessung verpflichtet ist, weshalb sie sich mit der
Problematik, ob aus der Pflichtverletzung ein Beweisverwertungsverbot folgen
könnte, nicht befassen müssen. Die Entscheidungen der zweiten Gruppe äußern
sich dagegen nicht eindeutig zu der Frage, ob eine Belehrungspflicht existiert,
lehnen aber jedenfalls ein Beweisverwertungsverbot hinsichtlich des Messergeb-
nisses ab. In die dritte Gruppe sind Entscheidungen einzuordnen, in denen sowohl
eine Belehrungspflicht als auch ein aus der Verletzung dieser folgendes Beweis-
verwertungsverbot angenommen wird. Die Entscheidungen der vierten Gruppe
gehen demgegenüber noch weiter und erstrecken die Reichweite des Beweisver-
wertungsverbots hinsichtlich des Atemalkoholwerts auf die in der Folge entnom-
mene Blutprobe.

A. Gruppe 1: Ablehnung einer Belehrungspflicht

In die erste Gruppe der Entscheidungen, in denen eine Belehrungspflicht über
die Freiwilligkeit der Mitwirkung an der Atemalkoholmessung abgelehnt wird,
sind die bisher ergangenen oberlandesgerichtlichen Entscheidungen einzuordnen.
Die Oberlandesgerichte Brandenburg und Celle, sowie das Berliner Kammer-
gericht kommen übereinstimmend zu dem Ergebnis, der Betroffene müsse nicht
darauf hingewiesen werden, dass er zur Teilnahme an der Messung nicht ver-
pflichtet ist. Das Unterlassen des Hinweises könne daher keine rechtlichen Aus-
wirkungen haben.


